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Arbeitszeit: 180 Minuten 

Hilfsmittel: Zugelassen sind die in der FMBek vom 02.12.2011, Az.: PE-P 3510-001-

43349/11, i.d.g.F. aufgeführten Hilfsmittel für den fachlichen Schwerpunkt 

Staatsfinanz, sowie die vom Prüfungsausschuss zugelassenen zusätzlichen 

Hilfsmittel: das Einlageblatt zu Art. 105 GG, das Einlageblatt Mindestversorgung 

und das Einlageblatt HKR.  

 



Aufgabe 

I. Sachverhalt: 

Bruce Banner (B.), geb. am 16.05.1995, wird zum 02.01.2023 bei der Bayerischen 

Polizeiinspektion Ansbach als Handwerksmeister in der Entgeltgruppe (EG) 8 befristet bis 

31.01.2024 eingestellt. B. ist verheiratet und hat zum Zeitpunkt der Einstellung einen Sohn, 

Loki (L.), geb. am 01.08.2022. 

B. erbringt seine Arbeitsleistung im Rahmen einer Vollbeschäftigung in einer 5-Tage-

Woche (40,10 Wochenstunden; Montag bis Freitag; kein Dienstplan). 

Zum Zeitpunkt der Einstellung weist B. folgenden beruflichen Werdegang nach:  

01.09.2015 ....Ausbildung zum Kfz-Mechatroniker bei Schuster Automobile        

31.08.2018   Brodswinden 

01.09.2018    Kfz-Mechatroniker (Meister bei Beendigung) bei Schuster Automobile.                                             

31.08.2022  Im Rahmen dieses Arbeitsverhältnisses erwarb B. einschlägige 

………………  ...Berufserfahrung für seine Tätigkeit ab 02.01.2023 

Aufgrund eines Bruchs am Mittelhandknochen ist B. vom 06.03.2023 bis einschließlich 

14.04.2023 arbeitsunfähig erkrankt. Die Erkrankung ist vollständig ausgeheilt.  

Vom 17.04.2023 bis einschließlich 19.05.2023 ist B. aufgrund einer schwer verlaufenden 

SARS-CoV-2-Erkrankung arbeitsunfähig. 

Am 01.07.2023 wird B.s Tochter Mantis (M.) geboren.  

Vom 01.07.2023 bis einschließlich 31.07.2023 befindet sich B. in Elternzeit ohne Teilzeit 

nach dem BEEG für seine Tochter Mantis sowie vom 01.08.2023 bis einschließlich 

31.08.2023 für seinen Sohn Loki. 

Ab 15.09.2023 ändert sich dauerhaft die auszuübende Tätigkeit und B. wird in die EG 9a 

höhergruppiert. Er leitet fortan die Werkstatt der Bayerischen Polizeiinspektion Ansbach. 

Vom 13.11.2023 bis einschließlich 21.01.2024 ist B. erneut aufgrund einer schwer 

verlaufenden SARS-CoV-2-Erkrankung arbeitsunfähig, zeitweise mit Aufenthalt auf der 

Intensivstation des Klinikums Ansbach. 

II. Aufgaben: 

1. Bestimmen und begründen Sie die Art der zustehenden Entgelte von B. für das 

Arbeitsverhältnis vom 02.01.2023 bis 31.01.2024 (ohne Berechnung). 

2. Berechnen und begründen Sie die Höhe des Entgelts für Januar und September 2023. 

3. Berechnen und begründen Sie die Höhe des Krankengeldzuschuss für November 2023. 

4. Bestimmen und begründen Sie die Höhe und den Auszahlungszeitpunkt der 

Jahressonderzahlung für 2023.  



5. Erläutern Sie, auch unter Nennung von Zeitpunkten, welche 

sozialversicherungsrechtlichen Änderungen sich für B. ergeben hätten, wenn er statt der 

Elternzeiten Sonderurlaub ohne Bezüge (§ 28) genommen hätte. 

III. Bearbeitungshinweise: 

1. Das Arbeitsverhältnis von B. bestimmt sich nach dem Tarifvertrag für den öffentlichen 

Dienst der Länder (TV-L) und den ergänzenden Bestimmungen. Alle Berechnungen sind 

mit der ab 01.12.2022 gültigen Tabelle der Anlage B zum TV-L durchzuführen. 

2. B. hat seit seiner Einstellung Anspruch auf vermögenswirksame Leistung des 

Arbeitgebers und legt monatlich 30 Euro zugunsten eines Bausparvertrages an. 

3. Die Aufgaben sind ausführlich zu begründen. Die Begründungen können im 

Wiederholungsfall unterbleiben. Von den angegebenen Daten ist auszugehen; sie sind 

nicht zu überprüfen.  

4. Bei  Stufenfestsetzungen in den maßgebenden Monaten (Aufgabe 2) ist jeweils auch der 

nächste Stufenaufstieg zur prognostizieren.  

5. B. unterliegt bei der Einstellung zum 02.01.2023 der vollen Sozialversicherungspflicht in 

allen Zweigen sowie der Zusatzversorgungspflicht bei der VBL.  

6. Der Freistaat Bayern wendet beim Vollzug des § 3 Nr. 56 EStG das Verteilmodell an. 

7. ELStAM:  III/2, rk.  

Freibetrag: monatlich 3.600,00 €; jährlich 43.200,00 € (§ 39a EStG) 

8. Auf die persönliche, sachliche Lohnsteuer- und Kirchenlohnsteuerpflicht, die Aufgaben 

des Arbeitgebers sowie die Besteuerungsgrundlagen ist nicht einzugehen.  

9. B.s Krankenkasse erhebt einen Zusatzbeitrag zur Krankenversicherung von 1,3 %.  

10. Nach Mitteilung der Krankenkasse liegt den beiden SARS-CoV-2-Erkrankungen dieselbe 

Ursache zugrunde. 

11. B. hat im Krankheitsfall Anspruch auf ein kalendertägliches Krankengeld aus der 

gesetzlichen Krankenversicherung. Das Bruttokrankengeld beträgt 84,13 €. Das 

Nettokrankengeld beträgt 69,69 €. 

12. Bei Aufgabe 3 ist ungeachtet des erarbeiteten Ergebnisses aus Aufgabe 1 davon 

auszugehen, dass im November ein Anspruch auf 9 Tage Krankengeldzuschuss besteht. 

IV. Fortsetzung des Sachverhalts: 

Nach dem Ausscheiden aus seinem befristeten Arbeitsverhältnis hat B. zum 15.03.2024 

ein Maschinenbaustudium an der Technischen Hochschule Nürnberg begonnen.  

Weil er die Arbeit in der Werkstatt nicht ganz aus seinem Leben streichen will, wird er zum 

15.04.2024 wieder bei der Bayerischen Polizeiinspektion Ansbach als Handwerksmeister 

in der EG 9a befristet bis 27.11.2024 eingestellt. 

B. erbringt seine Arbeitsleistung im Rahmen einer Teilzeitbeschäftigung in einer 2-Tage-

Woche (6 Wochenstunden; Montag und Mittwoch laut Dienstplan). 



Mit Änderungsvertrag vom 23.10.2024 wird das Arbeitsverhältnis über den 27.11.2024 

hinaus bis zum 09.12.2024 verlängert. 

 

V. Aufgaben: 

6. Bestimmen Sie die Sozialversicherungspflicht der Beschäftigung zum 

Wiedereinstellungszeitpunkt am 15.04.2024. 

7. Bestimmen Sie die Änderungen in der Bewertung der Sozialversicherungspflicht durch die 

Verlängerung vom 23.10.2024.  

VI. Bearbeitungshinweise zur Fortsetzung: 

13. Das Arbeitsverhältnis von B. bestimmt sich weiterhin nach dem Tarifvertrag für den 

öffentlichen Dienst der Länder (TV-L) und den ergänzenden Bestimmungen.  

14. Bei der Einstellung zum 15.04.2024 wird B. in Stufe 3 eingestellt ohne Restzeiten.  

15. B. unterliegt ab 15.04.2024 der grundsätzlichen Sozialversicherungspflicht. Die 

allgemeine Begründung der Sozialversicherungspflicht kann daher unterbleiben.  

16. Soweit mehrere sozialversicherungsrechtliche Befreiungstatbestände vorliegen, sind 

diese jeweils getrennt zu prüfen und zu bewerten. Auf die Versicherungspflicht von 

ordentlich Studierenden ist nicht einzugehen.  

17. Auf eine evtl. Berechnung der steuerpflichtigen AG-Leistung zur VBL und der 

Hinzurechnungsbeträge der SvEV ist nicht einzugehen. 

18. B. legt auch ab 15.04.2024 monatlich 30 Euro zugunsten eines Bausparvertrages an. 

19. B. hat einen Antrag auf Befreiung von der RV-Pflicht gestellt (§ 6 Abs. 1 b SGB VI).  

**** 
Alle Rechte vorbehalten. 

Jeglicher, auch auszugsweiser Abdruck ohne Einwilligung 
des Landesamtes für Finanzen ist untersagt. 

**** 
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